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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Leserinnen und Leser!

Registrierkassen-, Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht. Aufgrund 
des von der Regierung ausgearbeiteten und verabschiedeten Steuerpake-
tes 2015/2016 müssen sich viele Unternehmer beginnend ab 01.01.2016 mit 
diesen neuen Anforderungen auseinandersetzen. Eine wichtige Säule der 
Gegenfinanzierungsmaßnahmen der Steuerreform beruht auf diesen neuen 
Verpflichtungen. Die mit der Einführung der Änderungen verbundenen Un-
sicherheiten mehren sich täglich, die Medien berichten laufend und auch die 
Informationsseite auf der Homepage des Finanzministeriums wird laufend 
aktualisiert und erweitert.

Mit zwei Abendveranstaltungen konnten wir im Oktober wichtige Punkte der 
Steuerreform sowie der Registrierkassenpflicht einem großen Kreis unserer Kli-
enten präsentieren. Einen kleinen Rückblick zu diesen Veranstaltungen finden 
Sie in der aktuellen Steuern und Trends. Gerne können Sie die Vortragsunterla-
gen beider Vorträge in elektronischer Form in unserem Sekretariat anfordern.

Die Registrierkassenpflicht bildet in dieser Ausgabe ein zentrales Thema. 
Mag. Thomas Fritzenwallner fasst in seinem Artikel die wichtigsten Punkte 
des Mitte November veröffentlichten Erlasses zur Registrierkassen-, Beleger-
teilungs- und Einzelaufzeichnungspflicht zusammen. In weiteren Beiträgen 
werden die Verpflichtungen von Land- und Forstwirten und Privatzimmerver-
mietern in Bezug auf die neuen Bestimmungen dargestellt. 

Neben der Registrierkassenpflicht bringt die Steuerreform 2015/2016 auch im 
Bereich der Grunderwerbsteuer wesentliche Veränderungen. In der Septem-
ber-Ausgabe der Steuern und Trends hat Herr StB. MMag. Dr. Peter Pülzl, 
MAS, LL.M. die Neuerungen in diesem Gesetz ausgearbeitet. In seinem jetzi-
gen Beitrag geht er auf den nunmehr vom Finanzministerium zur Begutach-
tung veröffentlichten Entwurf zur Grundstückswerteverordnung ein. Diese 
Verordnung regelt, wie die Steuerbemessungsgrundlage ab dem 01.01.2016 bei 
Übertragungen von Liegenschaften bestimmt werden kann.

Im Teil unserer Personalverrechnung finden Sie einen Beitrag zu den 
neuen Regelungen bei Mitarbeiterrabatten, Informationen zum neuen 
KFZ-Sachbezug sowie einen informativen Beitrag zur Einführung der Teil-
pension ab dem Jahr 2016.

Dem gesamten Team unserer Kanzlei ist es ein Anliegen, sich bei allen Klien-
ten für das Vertrauen, die langjährige Treue und die angenehme Zusammen-
arbeit zu bedanken. Wir wünschen allen Klienten, Partnern und Kollegen ein 
besinnliches Weihnachten und vor allem ein gesundes Neues Jahr 2016.

StB. Mag. Julian Holleis
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Die Fritzenwallner-Gandler Wirtschaftstreuhand und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH und die Pülzl Fritzen-
wallner Gandler Wirtschaftstreuhand und Steuerbera-
tungsgesellschaft mbH veranstalteten für ihre Klienten im 
Oktober zwei spannende Informationsveranstaltungen.

Alle Neuerungen in Zusammenhang mit der Steuerre-
form 2015 wurden am 07.10.2015 im Nationalparkzentrum 
Mittersill präsentiert. Die beiden Vortragenden, Herr 
Steuerberater Mag. Julian Holleis und Herr Steuerbera-
ter MMag. Dr. Peter Pülzl, MAS (European Law), LL.M., 
verstanden es, diese umfangreiche Materie mit interes-
santen und praxisbezogenen Beispielen sehr anschaulich 
zu erläutern. Rund 130 Teilnehmer haben unter anderem 
erfahren, wie sich die Veränderung des Steuertarifs, die 
Änderungen in der Gebäudeabschreibung oder die An-
passungen in der Umsatzsteuer auswirken.
In unserem zweiten Vortrag, am 22.10.2015 im Kammer-
landerstall in Neukirchen am Großvenediger, präsentier-

te Herr Steuerberater Mag. Thomas Fritzenwallner alles 
Wissenswerte zu der ab 01.01.2016 in Kraft tretenden Re-
gistrierkassenpflicht. Anhand vieler praktischer Beispie-
le wurden die verschiedenen Aspekte der neuen gesetzli-
chen Verpflichtungen sehr verständlich dargestellt. Auch 
dieser Einladung folgten mehr als 150 Personen, womit 
die Bedeutung dieser Themen klar unterstrichen wurde.
Im Rahmen der anschließenden Buffets haben sich mit 
den Vortragenden sowie den Mitarbeitern der Kanzlei 
noch viele interessante Gespräche und Diskussionen zu 
diesen Themen entwickelt.

Fordern Sie noch heute die Unterlagen zu diesen 
Vorträgen kostenlos unter der Tel. 06565/6598-0 oder 
per E-mail: office@fritzenwallner-gandler.at an.
Als verlässlicher Partner in der Region Nationalpark Hohe 
Tauern stehen wir Ihnen für alle steuerlichen und betriebs-
wirtschaftlichen Fragen jederzeit gerne zur Verfügung

Andrea Dreier

Zwei spannende Abende im Zeichen der Steuerreform 
und der neuen Registrierkassenpflicht

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern gilt das Zufluss-Abfluss-Prinzip. Es ist darauf zu ach-
ten, dass nur Zahlungen den Gewinn verändern und nicht der Zeitpunkt des Entstehens 
der Forderung oder Verbindlichkeit, wie dies bei der doppelten Buchhaltung (= Bilanzie-
rung) entscheidend ist. Durch gezielte Planung kann somit das Jahresergebnis optimal ge-
staltet werden. Ab 01.01.2016 gilt zudem der neue Einkommensteuertarif. Es könnte daher 
vorteilhaft sein, Betriebseinnahmen in das Jahr 2016 zu verschieben, um so den niedrigeren 
Steuertarif ausnutzen zu können.
Beim Zufluss-Abfluss-Prinzip ist jedoch insbesondere für regelmäßig wiederkehrende Ein-
nahmen und Ausgaben (z.B. Löhne, Mieten, Versicherungsprämien, Zinsen) die fünfzehn-
tägige Zurechnungsfrist zu beachten.
Beispiel: Die Mietzahlung für Dezember 2015, die am 31.12.2015 fällig ist und am 15.01.2016 bezahlt 
wird, gilt aufgrund der fünfzehntägigen Zurechnungsfrist noch im Dezember 2015 als bezahlt.

Tipp von Klaus Thöne

Glättung der Progression 
bzw. Gewinnverlagerung bei 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnern

Registrierkassen- bzw. Belegerteilungs- 
und Einzelaufzeichnungspflicht ab 01.01.2016

Mitte November 2015 wurde vom Finanzministerium der Erlass zu den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Registrierkassenpflicht veröf-
fentlicht. In dem folgenden Artikel finden Sie zusammengefasst die 
wichtigsten Informationen zur Registrierkassenpflicht, sowie zur Be-
legerteilungs- und Einzelaufzeichnungspflicht.

Einzelaufzeichnungs- 
und Belegerteilungspflicht
Alle Geschäftsvorfälle sind einzeln aufzuzeichnen. Das 
gilt für alle Unterlagen, die von der Auftragsannahme 
bis zur Abrechnung in Zusammenhang mit diesem 
Geschäftsvorfall entstehen (Stundenaufzeichnungen, 
Materialverbrauch, etc.). 

Belegerteilungspflicht: Über empfangene Barzahlungen 
ist ein Beleg auszustellen, dem Kunden zu überreichen 
und eine Durchschrift aufzubewahren. 

Die Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht 
gilt für alle Betriebe (Land- und Forstwirtschaft, Frei-
berufler, Gewerbebetriebe) und auch für Vermietung/
Verpachtungstätigkeiten (Appartements, Privatzim-
mer, etc.).

Für wen gilt die Registrierkassenpflicht? 
Die Registrierkassenpflicht gilt für alle Betriebe (Land- 
und Forstwirtschaft, Freiberufler, Gewerbebetriebe), 
deren gesamter JAHRESUMSATZ netto 15.000,– € und 
deren jährlicher BARUMSATZ 7.500,– € übersteigen. 
Diese Grenzen sind je Betrieb zu prüfen (z.B. jemand 
hat eine Land- und Forstwirtschaft und einen Gast-
ronomiebetrieb » die Registrierkassenpflicht muss 
je Betrieb festgestellt werden). Nicht gewerbliche 
Vermieter von Appartements bzw. Privatzimmer-
vermieter unterliegen mit ihren Einnahmen nie der 
Registrierkassenpflicht.

Was zählt zum Barumsatz?
Die Summe aller Einnahmen in Form von Bargeld, 
Kredit- bzw. Bankomatkartenzahlungen, Gutscheine, 
Geschenkmünzen, Barschecks, etc. Bareinnahmen 
aus „durchlaufenden Posten“ sind bei  der Ermittlung 
der Barumsatzgrenze für die Registrierkassenpflicht 

nicht zu berücksichtigen. Durchlaufende Posten 
sind Bareinnahmen, die der Unternehmer für an-
dere einnimmt (im fremden Namen und für fremde 
Rechnung). Zum Barumsatz zählt beispielsweise 
auch, wenn der Kunde eine bereits (z.B. mit der Post) 
erhaltene Rechnung bar bezahlt.

Wie wird die Registrierkassenpflicht 
eines vollpauschalierten Landwirtes 
festgestellt? 
Ermittlung der Jahresumsatzgrenze von 15.000,– €: 
Für jene Einnahmen, die durch die Vollpauschalierung 
abgedeckt sind, kann der 1,5-fache EHW als Ersatz-
größe verwendet werden. Jene Einnahmen, die nach 
tatsächlichem Anfall einzeln zu erfassen sind (z.B. 
Zimmervermietung „Urlaub am Bauernhof“, Verkauf 
von bearbeiteten Produkten, etc. – landwirtschaftli-
cher Nebenerwerb), sind in ihrer tatsächlichen Höhe 
anzusetzen. 

Sobald die Summe aus dem 1,5-fachen EHW und den 
tatsächlichen Einnahmen aus dem landw. Nebener-
werb die Jahresumsatzgrenze von 15.000,– € übersteigt 
und der Barumsatz aus dem landw. Nebenerwerb 
7.500,– € übersteigt, muss der Landwirt für die Erfas-
sung der Barumsätze aus dem landw. Nebenerwerb 
eine Registrierkasse verwenden.

Ab wann entsteht die 
Registrierkassenpflicht? 
Ausgehend vom Beginn des Kalenderjahres ist jener 
Monat zu ermitteln, in dem beide Grenzen über-
schritten werden. Ab diesem Monat hat man drei 
Monate Zeit für die Anschaffung und Installation 
einer Registrierkasse. Ab Beginn des vierten Monats, 
frühestens ab 01.01.2016, muss die Registrierkasse 
eingesetzt werden. 
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Beispiel 1: 
im Juni 2015 werden beide Grenzen überschritten 
» Registrierkassenpflicht frühestens 01.01.2016
Beispiel 2: 
im Oktober 2015 werden erstmalig beide Grenzen über-
schritten » November 2015 bis Jänner 2016 Anschaf-
fung/Installation Registrierkasse, Einsatz Kasse mit 
Beginn Februar 2016

Ab wann entfällt die 
Registrierkassenpflicht?
Sobald in einem Kalenderjahr die beiden Grenzen ge-
meinsam nicht mehr überschritten werden und es ab-
sehbar ist, dass die beiden Grenzen auch künftig nicht 
mehr überschritten werden, entfällt ab dem folgenden 
Kalenderjahr die Registrierkassenpflicht.

Betriebsumstellung für 2016 –
Vermeidung DER Registrierkassenpflicht?
Wenn beabsichtigt ist, ab 2016 auf unbare Zahlung (z.B. 
Überweisungen mittels Zahlschein) umzustellen und 
diese Umstellung auch tatsächlich umgesetzt wird, so 
dass 2016 die Barumsatzgrenze  nicht überschritten 
wird, muss keine Registrierkasse angeschafft werden. 
Die Belegerteilungs- und Einzelaufzeichnungspflicht je 
Barumsatz besteht natürlich trotzdem.

Strafen bei Nichtverwendung der 
Registrierkasse bzw. VerstoSS gegen 
die Belegerteilungspflicht?
Die Nichtverwendung der Registrierkasse trotz Pflicht 
ermächtigt die Finanzstrafbehörde, eine Strafe bis 
5.000 € zu verhängen. Das gilt auch bei einem Verstoß 
gegen die Belegerteilungspflicht.

Registrierkasse – Übergangsfrist 
bis 31.03.2016 bzw. 20.06.2016?
Die Übergangsfrist bedeutet, dass wenn trotz Regis-
trierkassenpflicht keine Registrierkasse eingesetzt 
wird, es bis 31.03.2016 bzw. 30.06.2016 (bei Begrün-
dung) zu keiner Finanzstrafe kommt. Die Nichtver-
wendung der Registrierkasse während dieses Zeitrau-
mes stellt davon abhängig aber einen Verstoß gegen 
die formelle Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung dar 
und kann – im schlimmsten Falle – das Finanzamt zur 
Schätzung ermächtigen.

Anforderungen an die Registrierkasse
Ab 01.01.2016 muss die Registrierkasse technisch in der 
Lage sein, jeden erfassten Barumsatz in einem Daten-
erfassungsprotokoll (DEP) abzuspeichern. Ebenso 
müssen Stornobuchungen und Testbuchungen als 
solche gekennzeichnet im DEP gespeichert werden.
Ab 01.01.2017 muss die Registrierkasse zusätzlich jeden 
erfassten Barumsatz durch eine technische Einrich-
tung (Sicherheitseinrichtung) elektronisch signieren. 
Durch diesen Vorgang soll die Registrierkasse mani-
pulationssicher gemacht werden. Ab 01.07.2016 kann 
sich der Unternehmer ein elektronisches Zertifikat 
anschaffen, welches für diese Sicherheitseinrichtung 
benötigt wird. Die Registrierkasse ist beim Finanzamt 
über FinanzOnline zu registrieren.
Sollten EDV-Programme eingesetzt werden, welche die 
Manipulation (Veränderung, Löschung) der im DEP er-
fassten Barumsätze ermöglichen, so kann das zu einer 
Finanzstrafe bis 25.000,– € führen.

Belegerteilungspflicht?
Jeder Unternehmer hat jedem seiner Kunden/Gäste 
zum Zeitpunkt der Bezahlung einen Beleg über die 
empfangene Barzahlung zu erteilen. 

Der Beleg muss enthalten: 
	 Unternehmerbezeichnung
	 Fortlaufende Nummer
	 Tag der Belegausstellung
	 Menge/handelsübliche Bezeichnung
	 Betrag der Barzahlung. 

Wird der Beleg durch eine Registrierkasse ausgedruckt 
bzw. elektronisch bereitgestellt, so muss dieser zusätz-
lich die Kassenidentifikationsnummer, die Uhrzeit der 
Belegausstellung und den maschinenlesbaren Code 
enthalten.

Erleichterungen von den REB-Pflichten 
(Registrierkassen-, Einzelaufzeichnungs- 
und Belegerteilungs-pflicht) – gibt es das?
Es bestehen Erleichterungen für den Fall,  dass die 
Erfüllung der Verpflichtungen unzumutbar wäre und 
die Abgabenerhebung durch Erleichterungen nicht 
gefährdet ist. Die Erleichterung besteht darin, dass 
die REB-Pflichten nicht erfüllt werden müssen (also 
keine Registrierkasse, keine Belegerteilung und keine 
Einzelaufzeichnung). Es muss aber die Tageslosung 
durch Rückrechnung des Kassastandes ermittelt und 
aufgezeichnet werden. 

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Wird nicht investiert, so steht dem Steuerpflichtigen jedenfalls der Grundfreibe-
trag in Höhe von 13 % des Gewinns, höchstens aber bis zu einem Gewinn in Höhe von  
€ 30.000,00 zu (maximaler Freibetrag € 3.900,00). Übersteigt nun der Gewinn € 30.000,00, 
kommt ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag hinzu.
Dieser ist gestaffelt und beträgt:
bis € 175.000,00 Gewinn: 	 13 %	 Gewinnfreibetrag
über € 175.000,00 bis € 350.000,00 Gewinn: 	 7 %	 Gewinnfreibetrag
über € 350.000,00 bis € 580.000,00 Gewinn: 	 4,5 %	 Gewinnfreibetrag
über € 580.000,00 Gewinn: 	 kein	 Gewinnfreibetrag
In Summe ergibt sich somit ein maximaler Gewinnfreibetrag von € 45.350,00 pro Jahr, wel-
cher durch Investitionen gedeckt sein muss.

Tipp von Mag. (FH) Viktoria Brunner

Gewinnfreibetrag bei 
Einzelunternehmen und betrieb-
lichen Mitunternehmerschaften

Für folgende Fälle gibt es Erleichterungen:
a) bei Umsätzen im Freien bis zu einem Jahresumsatz 
von 30.000,– € des Betriebes. Umsatz im Freien bedeu-
tet, dass die Umsatzerzielung nicht in bzw. in Verbin-
dung mit fest umschlossenen Räumlichkeiten erfolgt 
(z.B. Eisverkäufer, Bauchladen, Marktstandl, Maronibra-
ter, etc.). Nicht im Freien sind Umsätze aber von Taxis, 
Bussen, etc. Hier gilt das Fahrzeug als fest umschlosse-
ne Räumlichkeit und als eigene Betriebstätte, die Barum-
sätze sind durch Registrierkasse zu erfassen.

b) bei kleinen Vereinsfesten, die zusammen im Jahr 
max. 48 Stunden dauern, ausschließlich von den Mit-
gliedern des Vereines bzw. deren Angehörigen organi-
siert bzw. die Verpflegung der Gäste durch diese selbst 
besorgt wird und Musikgruppen engagiert werden, 
deren Stundenhonorar 1.000,– € nicht übersteigt

c) Automatenumsätze bis 20,– € Entgelt je abgegebe-
ner Leistung: monatliches Zählen der vereinnahmten 
Geldbeträge bzw. Zählen des Warenbestandes mit 
Aufzeichnung dieser Beträge/Bestände genügt. Sollte 
das Entgelt je abgegebener Leistung größer als 20,– € 
sein, so müssen ab 01.01.2016 angeschaffte Automaten 
die REB-Pflichten erfüllen. Für bestehende Automaten 

gibt es bis Anfang 2027 eine Frist für die Umstellung 
auf Erfüllung der REB-Pflichten.

Erleichterungen für mobile Gruppen – 
Leistungen auSSerhalb der Betriebsstätte?
Erbringt der Unternehmer seine Lieferungen/Leistun-
gen außerhalb seiner Betriebsstätte, muss er keine 
Registrierkasse mitführen. 
Es genügt, wenn er den Barumsatz in einem Rech-
nungsblock festhält, dem Kunden einen Beleg über-
reicht und für sich eine Durchschrift dieses Beleges 
anfertigt. Sobald der Unternehmer in seine Betriebs-
stätte zurückkehrt muss er ohne unnötigen Aufschub 
den Barumsatz in der Registrierkasse nacherfassen 
(mit Verweis auf die Belegnummer des Papierbeleges). 
Unter die mobilen Gruppen fallen: Friseur, Masseur, 
Ärzte, Tierärzte, Fremdenführer, Schilehrer, Rauch-
fangkehrer, etc.).

Bei Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. Informa-
tionen sowie den Erlass zur Registrierkassenpflicht 
finden Sie auf der Homepage des BMF 
www.bmf.gv.at/top-themen/Registrierkassen.html.

Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner
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Personal-
verrechnung
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Werte für die Sozialversicherung 2015 2016

Geringfügigkeitsgrenze täglich 	 €	 31,17 	 €	 31,92

Geringfügigkeitsgrenze monatlich 	 €	 405,98 	 €	 415,72

Grenzwert für Dienstgeberabgabe (DAG) 	 €	 608,97 	 €	 623,58

Höchstbeitragsgrundlage täglich 	 €	 155,00 	 €	 162,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 	 €	 4.650,00 	 €	 4.860,00

Höchstbeitragsgrundlage (jährlich) für Sonderzahlungen 	 €	 9.300,00 	 €	 9.720,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 
für freie Dienstnehmer ohne Sonderzahlung 	 €	 5.425,00 	 €	 5.670,00

monatliche Beitragsgrundlage Versicherungsanteil

von bis

	 €	 0,00 	 €	 1.311,00 0 %

	 über €	 1.311,00 	 €	 1.430,00 1 %

	 über €	 1.430,00 	 €	 1.609,00 2 % 

	 über €	 1.609,00 3 %

In der folgenden Tabelle finden Sie die wichtigsten SV-Werte für 2016 
verglichen mit den derzeitigen Werten für 2015: 

Voraussichtliche Sozialversicherungswerte für 2016

GrenzBeträge zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
bei geringem Einkommen für das Jahr 2016

Am 07.10.2015 luden die Fritzenwallner Gandler Wirt-
schaftstreuhand und Steuerberatungsgesellschaft mbH 
und die Pülzl Fritzenwallner Gandler Wirtschaftstreu-
hand und Steuerberatungsgesellschaft mbH zu diesem 
hoch aktuellen Thema im Nationalparkzentrum Mittersill 
ein. Der Einladung folgten rund 130 Personen, womit die 
Bedeutung dieses Themas klar unterstrichen wurde.

Die beiden Vortragenden, Herr Steuerberater Mag. Julian 
Holleis und Herr Steuerberater MMag. Dr. Peter Pülzl, 
MAS (European Law), LL.M., verstanden es, die umfang-
reiche Materie mit interessanten und praxisbezogenen 
Beispielen sehr anschaulich zu erläutern.
So konnten die Teilnehmer erfahren, dass
•	 ab 2016 die Einkommen- bzw. Lohnsteuerbelastung 

merkbar reduziert wird
•	 sich die Kosten der Privatnutzung von PKWs durch 

Arbeitnehmer neuerlich verändern

•	 in der Bauwirtschaft bare Lohnzahlungen „verboten“ 
werden

•	 sich die überwiegenden Gebäudeabschreibungen ändern
•	 wie sich die MWST-Sätze von 13 % und 10 % im Beher-

bergungsbereich aufteilen
•	 es unter bestimmen Voraussetzungen ab 2016 einen Vor-

steuerabzug für unternehmerisch genutzte PKW gibt
•	 viele Konten der Österreicher ab 03/2015 aufgelistet 

werden und welche Zugriffe das Finanzamt hat

Es war durch diesen Umfang an Neuerungen ein kurzwei-
liger und informativer Abend.

Beim anschließenden Ausklang mit Buffet haben sich 
noch viele Gespräche und Diskussionen zu den unter-
schiedlichen Themen entwickelt.

Andrea Dreier

Rückblick auf unseren Vortrag 
Neuerungen durch die Steuerreform 2015/2016

... zum 50. Geburtstag 

Wir gratulieren

Bernhard Gruber, CMC, CSE

Vortragende: StB. MMag. Dr. Peter Pülzl, MAS (European 
Law), LL.M. und StB. Mag. Julian Holleis

Volles Haus im Nationalparkzentrum Mittersill beim 
Vortrag „Neuerungen durch die Steuerreform“ 

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Mitarbeiterrabatte – Neuregelung ab 01.01.2016  Einführung einer „Teilpension“ ab 2016  

Mit 01.01.2016 tritt eine Neuregelung zu steuerfreien 
Mitarbeiterrabatten in Kraft. Im Wesentlichen soll im 
System der steuerfreien Mitarbeiterrabatte Rechts-
sicherheit entstehen. 
Noch bis 31.12.2015 liegt ein steuerpflichtiger Vorteil 
aus dem Dienstverhältnis vor, wenn einem Arbeitneh-
mer Rabatte gewährt werden, die über die handelsüb-
lich allen Endverbrauchern gewährten Rabatte hinaus-
gehen. Der Sachbezug errechnet sich aus der Differenz 
zum handelsüblichen Preis unter Berücksichtigung 
der an Endverbraucher üblicherweise gewährten Ra-
batte („Mittelpreis des Verbrauchsortes“).
Mit der Steuerreform wird ab 01.01.2016 für sämtliche 
Berufsgruppen ein Freibetrag und eine Freigrenze für 
Mitarbeiterrabatte eingeführt. 

Ab 2016 sind Mitarbeiterrabatte steuerfrei wenn:
	 sie allen Arbeitnehmern oder bestimmten Gruppen 

von Arbeitnehmern gewährt werden;
	 der Mitarbeiterrabatt im Einzelnen 20 % nicht übersteigt,
	 oder bei Übersteigen der 20 %-Schwelle die Frei-

grenze von € 1.000,– pro Jahr und Mitarbeiter nicht 
überschritten wird. 

	 Die kostenlos oder verbilligt bezogenen Waren 
dürfen vom Arbeitnehmer weder verkauft noch zur 
Einkünfteerzielung verwendet und nur in einer sol-
chen Menge gewährt werden, die einen Verkauf oder 
eine Einkünfteerzielung tatsächlich ausschließen.

Das Über- und Unterschreiten der Freigrenze bzw. des 
Freibetrages, sowie die Mengenbeschränkung auf den 
Eigenbedarf muss der Arbeitgeber überprüfen und do-
kumentieren. Sämtliche einem Mitarbeiter gewährten 
Rabatte, die 20 % übersteigen, sind im Kalenderjahr 
aufzuzeichnen.

Der Mitarbeiterrabatt ist von jenem, um übliche Preis-
nachlässe verminderten Endpreis zu berechnen, zu dem 
der Arbeitgeber die Ware oder Dienstleistung  fremden 
Letztverbrauchern im allgemeinen Geschäftsverkehr 
anbietet. Ausschlaggebend ist also der Preis, den der 
Arbeitgeber unter Berücksichtigung des ortsüblichen 
Marktes festsetzt (Preise der Konkurrenz sind nicht 
maßgeblich). Sind die Kunden des Arbeitgebers keine 
Letztverbraucher (beispielsweise Großhandel), ist der 
um übliche Preisnachlässe verminderte übliche Endpreis 
des Abgabeortes anzusetzen.

Beispiel: Freigrenze und Freibetrag
Ein Unternehmer verkauft eine Ware an fremde Ab-
nehmer um € 100,– (üblicher Preis abzüglich üblicher 
Rabatte).
1.	 Seinen Mitarbeitern verkauft er die gleiche Ware um 

€ 80,–. Die Befreiung kommt zur Anwendung (kein 
Sachbezug), da die 20 %- Grenze nicht überschrit-
ten wird.

2.	 Die gleiche Ware wird den Mitarbeitern um € 70,– 
verkauft. Der Rabatt übersteigt die 20 %- Grenze; es 
liegt ein geldwerter Vorteil in Höhe von € 30,– vor, 
der allerdings nur dann zu besteuern ist, wenn der 
jährliche Freibetrag von € 1.000,– überschritten wird.

Beispiel: Überschreiten des Freibetrages
Ein Unternehmer verkauft eine Ware an fremde Ab-
nehmer um € 10.000,–. Seinen Mitarbeitern verkauft 
er die gleiche Ware um € 7.500,–. Der Rabatt übersteigt 
die 20 %-Grenze, es liegt ein geldwerter Vorteil in Höhe 
von € 2.500,– vor. Da der jährliche Freibetrag von  
€ 1.000,– überschritten wird, ist die Differenz von  
€ 1.500,– als laufender Bezug zu versteuern. 
Achtung: die Freibetragsgrenze von € 1.000,– ist für 
dieses Kalenderjahr voll ausgeschöpft! Es dürfen aber 
weiterhin abgabenfreie Rabatte bis zur Grenze von  
20 % gewährt werden.

Es ist davon auszugehen, dass viele Unternehmen 
ihren Mitarbeitern ab dem kommenden Jahr nur mehr 
maximal zwanzig Prozent Rabatt gewähren, um sich 
die Umstände mit der jeweiligen Aufzeichnung und 
Verrechnung zu ersparen. Folglich könnte sich die 
Besteuerung der Mitarbeiterrabatte auch negativ auf 
den Konsum auswirken.

Auch der Haustrunk, den Brauereien Mitarbeitern oft 
als „Freibier“ gewähren und das Molkereien-Pendant 
Freimilch sowie die Beförderung der eigenen Dienst-
nehmer bei Beförderungsunternehmen oder auch 
Nachlässe bei Versicherungsprämien, die bisher nicht 
als Entgelt galten, fallen künftig unter die Neuregelung 
der Mitarbeiterrabatte. 

Neu ist auch, dass das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz (ASVG) eine deckungsgleiche Regelung enthalten 
wird, sodass Mitarbeiterrabatte innerhalb ihrer Grenzen 
lohnsteuer- und sozialabgabenfrei sein werden.

Primäres Ziel der Teilpension ist es, ältere Dienstneh-
mer im Arbeitsleben zu halten. Anstatt mit Vollendung 
des 62. Lebensjahres die Korridorpension in Anspruch 
zu nehmen, werden Beschäftigungsverhältnisse in 
Teilzeit bis zum Erreichen des Regelpensionsalters 
gefördert. Den Arbeitgebern werden die zusätzlichen 
Aufwendungen abgegolten, wodurch ein Anreiz ge-
schaffen werden soll, ältere Arbeitnehmer weiterhin zu 
beschäftigen. 

Steht die Teilpension Frauen und Männern offen?
Die Regelung zur Teilpension ist zwar geschlechtsneu-
tral konzipiert, sie hängt jedoch von der Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für die Korridorpension 
ab. Solange die Angleichung des Pensionsantrittsalters 
der Frauen an jenes der Männer nicht vollständig rea-
lisiert ist, steht diese Möglichkeit vorerst nur Männern 
offen, da Frauen derzeit schon mit 60 die Alterspensi-
on antreten können, die Korridorpension als vorzeitige 
Alterspension jedoch erst mit 62 Jahren zusteht.

Die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen für die 
Teilpension sind identisch mit jenen für die Altersteil-
zeit. Bei Personen, für die der Dienstgeber bereits Al-
tersteilzeitgeld bezogen hat, gelten die Voraussetzungen 
auch als erfüllt, wenn die kontinuierliche Herabsetzung 
der Arbeitszeit mit Beginn der Altersteilzeit erfolgte und 
seither ununterbrochen vorliegt. Eine Teilpension kann 
in diesem Fall jedoch nur für die auf die Höchstdauer 
von fünf Jahren noch fehlende Zeit bezogen werden. Für 
Personen, für die bereits Altersteilzeitgeld auf Grund 
einer Blockzeitvereinbarung bezogen wurde, besteht 
kein Anspruch auf eine Teilpension.

Im Detail gilt Folgendes:
	 Für Personen, die bereits einen Anspruch auf Korri-
dorpension haben, jedoch noch keine Alterspension 
beziehen, sondern weiterhin arbeitslosenversiche-
rungspflichtig beschäftigt bleiben, wird nach dem 
Vorbild der Altersteilzeit die Möglichkeit geschaffen, 
ihre Arbeitszeit mit Anspruch auf einen teilweisen 
Lohnausgleich um 40 bis 60 % zu reduzieren.

	 Antragstellung: Es handelt sich dabei um eine Leis-
tung der Arbeitslosenversicherung, die von Arbeitge-
berseite als Förderung beim AMS zu beantragen ist.

	 Anwartschaft und Rahmenfrist: Arbeitnehmer müs-
sen vor dem Antritt mindestens 780 Wochen (15 Jah-
re) an arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäf-

tigungszeiten in den letzten 25 Jahren aufweisen.
	 Mindestdienstzeitdauer vor Antritt der Maßnahme: 
Die Arbeitnehmer müssen mindestens für drei Mo-
nate im Unternehmen beschäftigt gewesen sein.

	 Die Teilpension steht nur entweder im unmittelbaren 
Anschluss an die kontinuierliche Altersteilzeit beim 
selben Arbeitgeber zu oder auch nach einer kontinu-
ierlichen Altersteilzeit und vollständiger Erfüllung der 
Voraussetzungen aufgrund einer zwischenzeitigen 
Arbeitsphase außerhalb der Altersteilzeit, jeweils nur, 
wenn die für die Inanspruchnahme von Altersteilzeit-
geld und Teilpension gemeinsam geltende 5-jährige 
Höchstdauer noch nicht erschöpft ist.

	 Ersatzkräfte: Bei der Teilpension ist weder eine 
Ersatzkräfteregelung noch eine Blockzeitregelung 
vorgesehen (die neue Leistung gilt nur für konti-
nuierliche Arbeitszeitverkürzungen und soll keine 
neuen Vorruhestandsleistungen aufgrund zunächst 
unverminderter geblockter Arbeitszeit und danach 
Zeitausgleich durch Nichtarbeit ermöglichen).

	 Wie bei der kontinuierlichen Altersteilzeit ist auch 
bei der Teilpension eine unterschiedliche Arbeits-
zeitverteilung innerhalb eines Zeitraumes von 
längstens einem Jahr möglich, dadurch wird sowohl 
Arbeitgebern als auch Arbeitnehmern eine zweck-
mäßige Arbeitszeiteinteilung ermöglicht.

	 Förderung: Die Teilpension erhalten Arbeitgeber/
innen auf Antrag vom Arbeitsmarktservice ausbe-
zahlt (bis zu drei Monate im Nachhinein). Bei der 
Teilpension – erweitere Altersteilzeit wird 100 % des 
Mehraufwandes (verglichen mit „normaler Teilzeit-
beschäftigung“) gefördert. 

Beispiel: Erfüllt ein Arbeitnehmer z.B. mit 62 Jahren 
die Voraussetzungen für den Anspruch auf Korridor-
pension, so könnte er zunächst 2 Jahre aufgrund einer 
Altersteilzeitvereinbarung und anschließend 3 Jahre 
aufgrund einer Teilpensionsvereinbarung um 40 bis  
60 % weniger arbeiten und für die Hälfte des entfallen-
den Lohns bzw Gehalts einen Lohnausgleich erhalten. 

Der Arbeitgeber könnte zunächst 90 % seiner zusätz-
lichen Aufwendungen für den Lohnausgleich und die 
SV-Beiträge im Rahmen der kontinuierlichen Alters-
teilzeit als Altersteilzeitgeld und anschließend 100 % 
seiner zusätzlichen Aufwendungen für den Lohnaus-
gleich und die SV-Beiträge aufgrund der Teilpensions-
vereinbarung als Teilpension erhalten.
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Grundregel bei der Sachbezugsermittlung 
gültig für Lohnzahlungszeiträume ab 01.01.2016

KFZ-Sachbezugsbewertung ab dem 01.01.2016

Der CO2-Emissionswert von 130 Gramm pro Kilometer 
ist für sämtliche überlassene Kfz maßgeblich, die im Jahr 
2016 und davor angeschafft werden bzw. worden sind. 
Überschreitet ein im Jahr 2016 oder davor angeschafftes 
Kfz den CO2-Emissionswert von 130 Gramm pro Kilome-
ter nicht, so kann der begünstigte Steuersatz von 1,5 % 
auch in den Folgejahren zur Anwendung kommen. Wird 
der maximale CO2-Emissionswert von 130 Gramm pro 
Kilometer hingegen überschritten, sind 2 % anzusetzen.
Auch bei Kfz-Anschaffungen ab dem Jahr 2017 ist der 
für das Jahr der Anschaffung vorgesehene maximale 
CO2-Emissionswert relevant. So kann bspw. für ein 
im Jahr 2017 angeschafftes Kfz mit einem CO2-Emis-
sionswert von 126 Gramm pro Kilometer auch in den 
Folgejahren der begünstigte Steuersatz von 1,5 % zur 
Anwendung kommen.
Der maßgebliche CO2-Emissionswert ergibt sich aus 
dem CO2-Emissionswert des kombinierten Verbrau-
ches laut Typen- bzw Einzelgenehmigung gemäß Kraft-
fahrgesetz 1967 oder der EG-Typengenehmigung.
Sofern für ein Kfz kein CO2-Emissionswert vorliegt, ist 
der Sachbezug in Höhe von 2 % der Anschaffungskos-
ten anzusetzen. Betroffene Firmen werden von uns in 
diesem Zusammenhang noch per Mail angeschrieben!
Für Kraftfahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert 
von 0 Gramm pro Kilometer (Elektroautos) ist ab dem 
Kalenderjahr 2016 kein Sachbezug anzusetzen.

Halber Sachbezug
Beträgt die monatliche Fahrtstrecke für nicht beruflich 
veranlasste Fahrten (einschließlich Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte!) im Jahr nachweislich 
nicht mehr als 500 km, ist ein Sachbezug im Ausmaß 
des halben Sachbezugswertes anzusetzen, somit 1 % 
(bei Kfz mit „hohem“ CO2-Ausstoß) bzw 0,75 % (bei 
Kfz mit niedrigem CO2-Ausstoß) der tatsächlichen 
Anschaffungskosten, maximal jedoch € 480,– bzw.  
€ 360,– monatlich. Unterschiedliche Fahrtstrecken in 
den einzelnen Lohnzahlungszeiträumen sind dabei 
weiterhin unbeachtlich.

Bemessungsgrundlage für den Sachbe-
zugswert 
Neufahrzeuge
Bei Neufahrzeugen ist der Sachbezugswert auf Basis 
der tatsächlichen Anschaffungskosten (einschließlich 
Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe) zu ermit-
teln. Die Anschaffungskosten umfassen auch Kosten 
für Sonderausstattungen. Sonderausstattungen, die 
selbständige Wirtschaftsgüter darstellen, gehören 
hingegen nicht zu den Anschaffungskosten.

Gebrauchtfahrzeuge
Bei Gebrauchtfahrzeugen ist für die Sachbezugsbewer-
tung der Listenpreis und die CO2-Emissionswert-Gren-
ze im Zeitpunkt der erstmaligen Zulassung des Fahr-
zeugs maßgebend. Sonderausstattungen bleiben dabei 
unberücksichtigt. Anstelle dieses Betrages können 
nach wie vor auch die nachgewiesenen tatsächlichen 
Anschaffungskosten (einschließlich allfälliger Sonder-
ausstattungen und Rabatte) des ersten Erwerbes des 
Kfz zugrunde gelegt werden.

Geleaste Fahrzeuge
Bei geleasten Kraftfahrzeugen ist der Sachbezugswert 
von jenen Anschaffungskosten (inkl. Umsatzsteuer 
und Normverbrauchsabgabe) zu berechnen, die der 
Berechnung der Leasingrate zugrunde gelegt wurden.

Vorführkraftfahrzeuge
Bei Vorführkraftfahrzeugen, die ein Kfz-Händler seinen 
Arbeitnehmern zur außerberuflichen Verwendung 
überlässt, sind die um 20 % erhöhten tatsächlichen 
Anschaffungskosten (einschließlich Umsatzsteuer und 
Normverbrauchsabgabe) anzusetzen.

Einmalige Kostenbeiträge werden ab 2016 immer 
sofort von den Anschaffungskosten des Kfz in Abzug 
gebracht. Das Wahlrecht, den Kostenbeitrag auf  
8 Jahre verteilt vom laufend ermittelten Sachbezugs-
wert abzuziehen, entfällt.

... zur Hochzeit am 05. September 2015

Wir gratulieren

Claudia und Andreas Horngacher

Geldwerte Vorteile (Wohnung, Heizung, Beleuchtung, 
Kleidung, Kost, Waren, Überlassung von Kraftfahr-
zeugen zur Privatnutzung und sonstige Sachbezüge) 
sind mit den um übliche Preisnachlässe verminderten 
Endpreisen des Abgabeortes anzusetzen.

Da die derzeitige Regelung (gültig bis Ende 2015) in 
der Praxis zu erheblichen Auslegungs- und Ermitt-
lungsschwierigkeiten geführt hat, soll die Bewertung 
von Sachbezügen an die Formulierung „des deutschen 
Gesetzes“ angepasst werden.

Statt auf den üblichen Mittelpreis des Verbrauchsortes 
soll künftig auf den üblichen Endpreis des Abgabeortes 

abgestellt werden. Der übliche Endpreis ist bereits der 
um übliche Preisnachlässe verminderte Preis.

Die Verwendung des Begriffs des Abgabeortes stellt 
sicher, dass der Arbeitgeber die Sachbezüge für seinen 
Arbeitnehmer nach einem einheitlichen Maßstab 
bewerten kann. 

Der Begriff „üblich“ verweist auf eine Bewertung, die 
sich an den objektiven normalerweise am Markt beste-
henden Gegebenheiten am Abgabeort orientiert.
Auf die subjektive Einschätzung des Steuerpflichtigen, 
den tatsächlichen persönlichen Nutzen sowie dessen 
persönliche Verhältnisse kommt es nicht an.

Besteht für den Arbeitnehmer die Möglichkeit, ein 
arbeitgebereigenes Kfz für nicht beruflich veranlasste 
Fahrten (einschließlich Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte und Familienheimfahrten) zu be-
nützen, ist ab 2016 grundsätzlich ein Sachbezug von 
2 % der tatsächlichen Anschaffungskosten des Kfz 
(einschließlich Umsatzsteuer und Normverbrauchsab-
gabe) anzusetzen, maximal € 960,– monatlich.

Die Höhe des Kfz-Sachbezuges hängt ab dem 01.01.2016 
nicht mehr nur von der Intensität der Privatnutzung so-
wie von den Anschaffungskosten ab, sondern nunmehr 
auch von den CO2-Emissionswerten des KFZ.

Für Kfz mit niedrigem CO2-Ausstoß kommt ein nied-
rigerer Sachbezug in Höhe von 1,5 % der tatsächlichen 
Anschaffungskosten (einschließlich Umsatzsteuer und 
Normverbrauchsabgabe), maximal € 720,– monatlich, 
zur Anwendung. Dies entspricht den im Jahr 2015 gelten-
den Werten; in Zukunft kommen diese daher nur mehr 
bei Kfz mit niedrigem CO2-Ausstoß zur Anwendung.

Der dafür erforderliche Grenzwert von 130 Gramm pro 
Kilometer wird beginnend mit 2017 bis zum Jahr 2020 
jährlich um 3 Gramm pro Kilometer abgesenkt, wobei 
auf das Jahr der Anschaffung des Kfz abgestellt wird: 

Jahr der Anschaffung Maximaler CO2-Emissionswert 

2016 und davor 130 Gramm pro Kilometer

2017 127 Gramm pro Kilometer

2018 124 Gramm pro Kilometer

2019 121 Gramm pro Kilometer

2020 und danach 118 Gramm pro Kilometer
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Fester Platz in der Wirtschaft

125 Jahre genossenschaftliche Bankgeschichte – das sind fünf Generatio-
nen, in denen sich unser Wirtschaftsleben verändert hat, in denen sich 
aber gleichzeitig klassische Werte erfolgreichen, wirtschaftlichen 
Handelns herausgebildet haben. 

In diesem Spannungsfeld zwischen Tradition und Fort-
schritt nimmt Raiffeisen einen festen, aus der Salzbur-
ger Wirtschaft nicht mehr wegzudenkenden Platz ein. 

Die genossenschaftlichen Grundsätze – Selbsthilfe, 
Selbstverantwortung, Selbstverwaltung – standen da-
bei stets im Mittelpunkt. Die Salzburger Raiffeisenban-
ken entwickelten sich über die Jahrzehnte zu Univer-
salbanken in modernem Ambiente. Heute werden alle 
Bankdienstleistungen und Erfordernisse der Gegen-
wart abgedeckt. 

Gerade in den vergangenen Jahren, als die Finanz- und 
Wirtschaftskrise die Menschheit in Atem gehalten hat, 
lernten Bankkunden Werte wie Bodenständigkeit, re-
gionale Verwurzelung und Ausrichtung wieder neu 
schätzen. Das Jubiläum ist ein sichtbares Zeichen von 
Stabilität, Konstanz, Tradition, aber auch von Visionen 
und Durchsetzungsvermögen. Denn eine gute Idee al-
leine reicht nicht aus. 

Letztlich sind es die Menschen, die die Raiffeisenidee 
verwirklichen und weiterentwickeln. Ohne deren Ein-
satz wäre Raiffeisen heute kaum so stark. Den Grund-
stein für die Erfolgsgeschichte haben die Gründungs-
väter gelegt. Heute sind es die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die Mitglieder und die Kunden, die hinter 
dem Erfolg stehen. Raiffeisen Salzburg ist für die vie-
len kommenden Herausforderungen gerüstet und wird 
auch für die nachfolgenden Generationen eine gesunde 
und zukunftsfähige Bank sein. 

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz (SBBG)

Das mit 1.1.2016 in Kraft tretende Sozialbetrugsbe-
kämpfungsgesetz (SBBG) dient der Verhinderung und 
Verfolgung von Sozialbetrug, insbesondere Sozialbe-
trug durch Scheinunternehmen. 

Einzelne MaSSnahmen zur 
Sozialbetrugsbekämpfung sind u. a.:

	Verstärkte Zusammenarbeit von Behörden und Ein-
richtungen (Kooperations- und Informationsstellen, 
Bestellung eines Sozialbetrugsbeauftragten etc.). 

	Verbesserung des Datenaustausches (Einrichtung 
einer Sozialbetrugsdatenbank beim Bundesministe-
rium für Finanzen/BMF).

	Durchführung von Risiko- und Auffälligkeitsanaly-
sen im Dienstgeberbereich.

Scheinunternehmen
Ein Scheinunternehmen ist vorrangig darauf ausge-
richtet, Lohnabgaben, Beiträge zur Sozialversicherung, 
Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-
gungsgesetz oder Entgeltansprüche der Dienstnehmer 
zu verkürzen, oder Personen zur Sozialversicherung 
anzumelden, um Versicherungs-, Sozial- oder sonstige 
Transferleistungen zu beziehen, obwohl diese keine 
unselbständige Erwerbstätigkeit aufnehmen. 
Bei begründetem Verdacht auf Vorliegen eines Schein-
unternehmens ist dieses schriftlich von der Abgaben-
behörde zu informieren. Gegen den Verdacht kann 
binnen einer Woche nur durch persönliche Vorsprache 
Widerspruch eingelegt werden – ein entsprechendes 
Ermittlungsverfahren wird sodann eingeleitet. Wird 
kein Widerspruch erhoben oder stellt das Finanzamt 
fest, dass ein Scheinunternehmen vorliegt, ergeht ein 
dahingehender Bescheid. Das BMF veröffentlicht im 
Internet eine Liste der rechtskräftig festgestellten 
Scheinunternehmen. 

Konsequenzen der Feststellung 
eines Scheinunternehmens

	 Vorladung von beim Scheinunternehmen als Dienst-
nehmer angemeldeten Personen: Der Krankenversi-
cherungsträger fordert die angemeldeten Personen 
zur Auskunftserteilung binnen sechs Wochen auf. 

Wird der Aufforderung zum persönlichen Erschei-
nen nicht oder nicht rechtzeitig nachgekommen 
oder kann nicht glaubhaft gemacht werden, dass 
tatsächlich Arbeitsleistungen verrichtet wurden, 
erlischt die Pflichtversicherung dieser Personen 
(rückwirkend) mit dem Tag der Feststellung des 
Scheinunternehmens. 

	 Anmeldestopp: Ab dem Zeitpunkt der bescheidmä-
ßigen Feststellung eines Scheinunternehmens wer-
den etwaig erstattete Anmeldungen zur Pflichtversi-
cherung nicht mehr durchgeführt. Die angemeldeten 
Personen erhalten – wie zuvor beschrieben – eine 
Aufforderung zur Vorsprache binnen sechs Wochen.

	 Auftraggeber des Scheinunternehmens als Dienst-
geber: Wenn bei der Auskunftserteilung eine Person 
glaubhaft macht, dass sie Arbeitsleistungen verrich-
tet hat, ermittelt der Krankenversicherungsträger 
den wahren Dienstgeber. Ist dies nicht möglich, 
so gilt der Auftraggeber des Scheinunternehmens 
als Dienstgeber, wenn er wusste oder wissen hätte 
müssen, dass es sich beim Auftragnehmer um ein 
Scheinunternehmen handelt und nicht beweist, dass 
er von der entsprechenden Person keine Arbeitsleis-
tung erhalten hat. 

 
Änderung bei der Meldepflicht
Mit Inkrafttreten des SBBG sind Meldungen zur 
Pflichtversicherung (ausgenommen die Mindestan-
gaben-Anmeldung) auch für Einzelunternehmen nur 
noch mittels elektronischer Datenfernübertragung 
(DFÜ) zulässig. Ausnahmen bestehen nur mehr für 
natürliche Personen im Rahmen von Privathaushalten, 
wenn eine Meldung mittels Datenfernübertragung un-
zumutbar ist oder die Meldung nachweisbar und durch 
unverschuldeten Ausfall eines wesentlichen Teiles der 
Datenfernübertragung technisch ausgeschlossen war. 
 
Information bei Unterentlohnung
Zukünftig sind Dienstnehmer über eine Anzeige (bis-
her: Vorliegen des Strafbescheides) gegen den Dienst-
geber wegen Unterentlohnung im Sinne des Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes (LSDB-G) bei 
der Bezirksverwaltungsbehörde zu informieren. 

Marion Höllwerth, Eva Lachmayer, Mag. Birgit Mürwald, 
Kurt Schöppl, Melanie Rainsberger und Petra Trojer 
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Sofern die (anteilige) Nutzfläche nicht bekannt ist, kann 
alternativ die um 30 % gekürzte Bruttogrundfläche 
herangezogen werden (die Bruttogrundfläche errechnet 
sich aus der Summe der Flächen aller Grundrissebenen 
eines Gebäudes, wobei Kellerflächen nur zur Hälfte und 
nicht überdeckte Bereiche wie Balkone nicht anzusetzen 
sind). Die pauschale Kürzung um 30 %  erfolgt deshalb, 
weil die Bruttogrundfläche auch Flächen umfasst, die 
nicht zur Nutzfläche gehören (z.B. das Stiegenhaus).

Grundsätzlich soll der volle Baukostenfaktor zur An-
wendung kommen. Allerdings werden je nach Bauwei-
se und Nutzung eines Gebäudes (z.B. Fabriksgebäude, 
Hotels etc.) im Einzelnen doch prozentuell abgestufte 
Ansätze vorgesehen, um den unterschiedlich langen 
Gesamtnutzungsdauern Rechnung tragen zu können. 
Konkret sieht der Verordnungsentwurf für Gebäu-
de, die der gewerblichen Beherbergung dienen, einen 
Ansatz von 71,25 % des jeweiligen Baukostenfaktors 
vor. Bei Fabriks- und Werkstättengebäuden sind die 
Baukosten mit 60 % anzusetzen. Für einfachste Bauten 
wie Glashäuser, Ställe, frei stehende Garagen und 
Gerätehäuser sollen 40 % des Baukostenfaktors zum 
Tragen kommen.

Das Ergebnis der Multiplikation aus Nutzfläche/ge-
kürzter Bruttogrundfläche und Baukostenfaktor soll 
schließlich in Abhängigkeit vom Zeitpunkt der Fertig-
stellung des Gebäudes oder einer späteren größeren 
Sanierung entweder mit 100 % (bei Fertigstellung oder 
größerer Sanierung innerhalb der letzten 20 Jahre vor 
dem Erwerbszeitpunkt), mit 65 % (bei Fertigstellung 
oder größerer Sanierung innerhalb der letzten 40 bis 
20 Jahre vor dem Erwerbszeitpunkt) oder mit 30 % 
des Gebäudewertes (bei Fertigstellung oder größerer 
Sanierung vor mehr als 40 Jahren vor dem Erwerbs-
zeitpunkt) anzusetzen sein.

2.1.3. Beispiele

Beispiel 1
Einfamilienhaus in Mittersill, Baujahr 2012, 500 m2 
Grundfläche, dreifacher Bodenwert 15.697,44 €, Hoch-
rechnungsfaktor Mittersill 4, Bruttogrundfläche Erdge-
schoß und obere Stockwerke 243 m2, Keller 81 m2 und 
Garagenfläche (freistehendes Gebäude) 36 m2, Baukos-
tenfaktor Bundesland Salzburg 1.640 €/m2

Grund und Boden:
dreifacher Bodenwert 15.697,44 € 
x Hochrechnungsfaktor 4 
= 62.789,76 €

Gebäudewert:
Bruttogrundfläche Erdgeschoß, erster Stock und Dach-
boden 243 m2 - pauschale Kürzung um 30 % 
= pauschal errechnete Nutzfläche 170,1 m2 
x Baukostenfaktor 1.640 €/m2 
= 278.964,00 €

Bruttogrundfläche Keller 81 m2 - Kürzung 50 % für Kel-
lerflächen = 40,5 m2 - pauschale Kürzung um 30 % 
= 28,35 m2 x Baukostenfaktor 1.640 €/m2 
= 46.494,10 €

Bruttogrundfläche Garage 36 m2 - pauschale Kürzung 
um 30 % = 25,2 m2 x auf 40 % verminderter Baukosten-
faktor 656 €/m2 
= 16.531,20 €

Summe Gebäudewert
= 341.989,20 €

Grundstückswert 
(Summe Grund und Boden + Gebäudewert)
= 404.778,96 €

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

... zum 40. Geburtstag 

Wir gratulieren

Margit Wieser

Grunderwerbsteuer NEU:
Aktuelles zur Grundstückswerteverordnung 2016

In steuern & trends Nr. 80 (September 2015) wurde die ab 2016 in Kraft tretende neue 
Grunderwerbsteuer vorgestellt und mit der heuer noch geltenden Steuersituation 
bei Vermögensübertragungen verglichen. Die für die exakte Berechnung der künfti-
gen Steuerbelastung noch ausständig gewesene Grundstückswerteverordnung 2016 
wurde nunmehr vom Finanzministerium zur Begutachtung verschickt. Wir geben im 
Folgenden einen ersten informativen Überblick über die konkreten Neuerungen. 

1. Bemessungsgrundlage 
der neuen Grunderwerbsteuer

Primäre Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteu-
er bleibt die für das erworbene Grundstück erbrachte 
Gegenleistung. Die Gegenleistung bildet also unver-
ändert die Regelbemessungsgrundlage für die Grund-
erwerbsteuer. Dagegen dient der neu eingeführte 
Grundstückswert als Ersatzbemessungsgrundlage für 
jene Fälle, in denen keine Gegenleistung vorhanden ist 
(typischerweise bei Unentgeltlichkeit) oder die Gegen-
leistung geringer ist als der Grundstückswert. Liegt die 
Gegenleistung also unter dem Grundstückswert, so 
greift der Grundstückswert als Mindestbemessungs-
grundlage. Der Grundstückswert ersetzt damit ab 
2016 im Wesentlichen bei sämtlichen unentgeltlichen 
Rechtsgeschäften (= auch bei jenen im Familienkreis) 
den bisherigen dreifachen Einheitswert bzw. den 
Verkehrswert. Mit dieser Änderung soll den unter-
schiedlichen regionalen Entwicklungen und den damit 
in Zusammenhang stehenden verfassungsrechtlichen 
Bedenken Rechnung getragen werden.

Der Grundstückswert ist ein spezieller Wert, der auf 
drei Arten berechnet werden kann:

	als Summe des hochgerechneten dreifachen Boden-
wertes und des Wertes des Gebäudes (Pauschal-
wertmodell)

	als ein von einem geeigneten Immobilienpreisspiegel 
abgeleiteter Wert

	als durch ein Schätzgutachten eines Immobilien-
sachverständigen bestätigter Wert.

2. Grundstückswerteverordnung 2016 
(Entwurfsfassung)

In § 2 dieser Verordnung wird das sogenannte „Pauschal-
wert-Modell“ geregelt, bei dem der Grundstückwert als 
Summe des hochgerechneten dreifachen Bodenwertes 
gemäß Bewertungsgesetz und des Gebäudewertes ermit-
telt wird. In § 3 der Verordnung wird die Vorgangsweise 
geregelt, wenn der Grundstückswert von einem geeigne-
ten Immobilienpreisspiegel abgeleitet wird.

2.1. Pauschalwertmodell

2.1.1. Grund und Boden
Die (anteilige) Grundfläche ist mit dem dreifachen 
Bodenwert je m2 laut Bewertungsgesetz zu multiplizie-
ren (der Bodenwert kann bei Bedarf beim Finanzamt 
erfragt werden). Der so errechnete Zwischenwert ist 
anschließend mit einem Hochrechnungsfaktor zu 
vervielfachen, welcher die regional unterschiedlichen 
Wertentwicklungen des Grund und Bodens seit der 
letzten Hauptfeststellung des Grundvermögens be-
rücksichtigt. Die festgelegten Hochrechnungsfaktoren 
finden sich in einer Anlage zur Verordnung.

2.1.2. Gebäude- bzw. Wohnungswert
Für den (anteiligen) Wert des Gebäudes ist zunächst 
die (anteilige) Nutzfläche mit einem nach Bundeslän-
dern differenzierten Baukostenfaktor zu multiplizie-
ren, der in Salzburg mit 1.640 €/m2 am zweithöchsten 
ausfällt (Vorarlberg: 1.780 €/m2; Wien: 1.560 €/m2; Tirol 
und Oberösterreich: 1.460 €/m2; Niederösterreich: 
1.400 €/m2; Steiermark: 1.390 €/m2; Kärnten: 1.380 €/m2; 
Burgenland: 1.350 €/m2).
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Durch Sozialbetrug – besonders durch Scheinfirmen 
in der Baubranche – entgehen dem Staat und der 
Sozialversicherung jährlich Steuern und Sozialversi-
cherungsbeiträge in erheblichem Ausmaß. Sogenannte 
Scheinfirmen werden dazu verwendet, Lohn- und 
Sozialabgaben systematisch zu verkürzen oder 
Personen anzumelden, die gar keine unselbständige 
Erwerbstätigkeit aufnehmen. Dafür werden in neu 
gegründeten oder bereits bestehenden Gesellschaften, 
sowohl tatsächlich beschäftigte Personen als auch 
Personen ohne tatsächliche Beschäftigung bei der 
Sozialversicherung, der BUAK oder der Finanzbehör-
de angemeldet. Diese Personen erhalten dann dadurch 
einen umfassenden Versicherungsschutz. Bei Perso-
nen, die tatsächlich beschäftigt werden, wird deren 
wahrer Vertragspartner bzw. Arbeitgeber regelmäßig 
verschleiert. Auch die missbräuchliche Inanspruch-
nahme von Krankenständen, die missbräuchliche 
Verrechnung von Leistungen durch Vertragspartner 
und auch die unrechtmäßige Verwendung von e-cards 
stellen Missstände dar. Sozialbetrug liegt z.B. auch 
vor, wenn Personen gewerbsmäßig zur selbständigen 
oder unselbständigen Erwerbstätigkeit ohne die erfor-
derliche Anmeldung zur Sozialversicherung oder ohne 
die erforderliche Gewerbeberechtigung angeworben, 
vermittelt oder überlassen werden.

Das Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz 2015 regelt 
u. a. Maßnahmen gegen Scheinunternehmen. Die 
Abgabenbehörden des Bundes müssen Ermittlun-
gen hinsichtlich des Verdachtes auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens durchführen. Zuständig für die 
Feststellung der Scheinunternehmerschaft ist das 
zuständige Betriebsstättenfinanzamt. Bei Verdacht auf 

ein Scheinunternehmen hat das Finanzamt dies dem 
potentiellen Scheinunternehmen mitzuteilen. Gegen 
den mitgeteilten Verdacht kann binnen einer Woche 
ab Zustellung Widerspruch bei der Abgabenbehörde 
mittels persönlicher Vorsprache des Rechtsträgers 
oder dessen Vertreter erfolgen. 

Wird nicht widersprochen oder wird bei einem Wider-
spruch im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens fest-
gestellt, dass ein Scheinunternehmen vorliegt, hat die 
Abgabenbehörde in einem Bescheid festzustellen, dass 
das Unternehmen hinsichtlich dessen ein Verdacht 
vorliegt, als Scheinunternehmen gilt. 

Das Bundesministerium für Finanzen hat eine Liste der 
rechtskräftig festgestellten Scheinunternehmen im In-
ternet zu veröffentlichen (Identität, Firmenbuchnum-
mer und Geschäftsanschrift des Scheinunternehmens).

Ab der rechtskräftigen Feststellung des Scheinunter-
nehmens haftet der auftraggebende Unternehmer, 
wenn er zum Zeitpunkt der Auftragserteilung wusste 
oder wissen musste, dass es sich beim Subunterneh-
mer um ein Scheinunternehmen handelt, zusätzlich 
zum Scheinunternehmer als Bürge und Zahler für 
Ansprüche auf das gesetzliche , durch Verordnung 
festgelegte oder kollektivvertragliche Entgelt für 
Arbeitsleistungen im Rahmen der Beauftragung der 
beim Scheinunternehmen beschäftigten Arbeitneh-
mer/innen.

Diese Regelung des Sozialbetrugsbekämpfungsgeset-
zes tritt mit 01.01.2016 in Kraft!

Maria Trenkwalder

Scheinunternehmen – Haftung für den AuftraggeberBeispiel 2
Eigentumswohnung in Neukirchen, Baujahr 1989, drei-
facher Bodenwert des gesamten Grundstücks 85.548 €, 
Hochrechnungsfaktor Neukirchen 4, Anteile 144/2.928, 
Nutzfläche 100 m2, Baukostenfaktor Bundesland Salz-
burg 1.640 €/m2

Grund und Boden:
dreifacher Bodenwert 85.548 € x Anteile 144/2.928 
x Hochrechnungsfaktor 4 
= 16.829,11 €

Gebäudewert:
Nutzfläche 100 m2 x Baukostenfaktor 1.640 €/m2 = 
164.000 €, davon 65 % (= 35 % Altersabschlag) 
= 106.600,00 €

Grundstückswert 
(Summe anteiliger Grund und Boden + Gebäudewert)
= 123.429,11 €

Beispiel 3
Betriebsgrundstück mit Fabriksgebäude in Bramberg, 
Baujahr 2007, 5.000 m2 Grundfläche, dreifacher Boden-
wert 103.617 €, Hochrechnungsfaktor Bramberg 4,5, Brut-
togrundfläche 1.125 m2, Baukostenfaktor Bundesland 
Salzburg 1.640 €/m2

Grund und Boden:
dreifacher Bodenwert 103.617 € 
x Hochrechnungsfaktor 4,5 
= 466.276,50 €

Gebäudewert:
Bruttogrundfläche 1.125 m2 - pauschale Kürzung um 30 %  
= pauschal errechnete Nutzfläche 787,5 m2 x auf 60 % 
verminderter Baukostenfaktor 984 €/m2 
=  774.900,00 €

Grundstückswert 
(Summe Grund und Boden + Gebäudewert)
= 1.241.176,50 €

2.2. Immobilienpreisspiegel
Wenn der Grundstückswert von einem Immobilien-
preisspiegel abgeleitet wird, soll für das Jahr 2016 aus-
schließlich jener der Wirtschaftskammer Österreich, 
Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhän-
der, zur Anwendung kommen. Für die Jahre ab 2017 
soll dann ausschließlich auf einen von der Statistik 
Österreich zu erstellenden Immobilienpreisspiegel 
zurückgegriffen werden können.
 
Um zu verhindern, dass regionale Schwankungen zu 
erhöhten Ergebnissen führen, soll der ermittelte Wert 
pauschal um 28,75 % gekürzt werden. Der Grund-
stückwert beträgt sodann 71,25 % des Wertes laut dem 
jeweiligen Immobilienpreisspiegel.

3. Resümee
Auch wenn der vorliegende Verordnungsentwurf auf-
grund verschiedener Ungereimtheiten noch in die eine 
oder andere Richtung abgeändert werden wird, kann 
nun doch mit großer Sicherheit davon ausgegangen 
werden, dass die auf dieser Basis errechneten Grund-
stückswerte in der Regel spürbar unter den Verkehrs-
werten (= Marktwerten) der jeweiligen Grundstücke 
liegen werden. Zu verschiedenen Berechnungsbeispie-
len zur Grunderwerbsteuerbelastung bis Ende 2015 
und ab 2016 dürfen wir Sie nochmals auf den Beitrag in 
steuern & trends Nr. 80 (September 2015) hinweisen. 
Für persönliche Beratungen stehen wir Ihnen selbst-
verständlich gerne zur Verfügung. 

StB. Dr. Peter Pülzl, LL.M.

... zur bestandenen Prüfung zur 
diplomierten Steuersachbearbeiterin/ Bilanzbuchhalterin

Wir gratulieren
Bettina Wechselberger
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Alles Wissenwerte zu der ab 01.01.2016 in Kraft tretenden 
Registrierkassenpflicht präsentierte Herr StB. Mag. Tho-
mas Fritzenwallner in einem spannenden und praxisbe-
zogenen Vortrag vor rund 150 interessierten Teilnehmern 
am 22. Oktober 2015 im Kammerlanderstall in Neukirchen. 
 
Anhand vieler praktischer Beispiele wurden die verschie-
denen Aspekte der neuen gesetzlichen Verpflichtungen 
sehr verständlich dargestellt. 

So erfuhren die Klienten alles über:

	 das Führen von Büchern und Aufzeichnungen

	 was sind Bargeschäfte?

	 Bargeschäfte und Belegerteilungspflicht?

	 für welche Unternehmen gilt Registrierkassenpflicht?

	 gesetzeskonforme Registrierkasse – was muss sie 
können?

	 Bareinnahmen – organisatorische Maßnahmen

	 Kassennachschau durch die Finanzpolizei – was ist 
zu tun?

Beim anschließenden Buffet wurden diverse Spezialfra-
gen noch angeregt diskutiert.

Gerne stehen wir Ihnen auch jederzeit für eine persönli-
che Beratung zur Verfügung und freuen uns, dass wir Sie 
auch in Zeiten dieser umfangreichen steuerlichen Verän-
derungen begleiten dürfen.

Andrea Dreier

Rückblick auf unseren Vortrag 
zur Registrierkassenpflicht

StB. Mag. Thomas Fritzenwallner und StB. Hermann Gandler
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Mit dem Steuerreformgesetz 2015 ergeben sich auch 
für Privatzimmer- und Appartementvermieter neue 
Verpflichtungen. Mit 01.01.2016 haben diese nunmehr 
auch eine generelle Belegerteilungs- und Einzelauf-
zeichnungspflicht. 

Was bedeutet das?

Einzelaufzeichnungspflicht
Dies bedeutet, dass alle die Vermietung betreffenden 
Barausgaben und Bareinnahmen laufend aufzuzeich-
nen sind. Dies unabhängig davon, ob beim Finanzamt 
eine jährliche Veranlagung erfolgt.  

Belegerteilungspflicht
Neu ist auch die Verpflichtung, dass die Vermieter 
jedem Gast bei Barbezahlung der Nächtigung und 
sonstigen Leistungen einen Beleg (Rechnung) zu er-
teilen haben. Darüber ist auch eine Durchschrift bzw. 
Zweitschrift anzufertigen und 7 Jahre aufzubewahren. 
Sollte der Gast vor Ort mit Bankomat- oder Kreditkar-
te bezahlen, zählt dies ebenso zu den Barzahlungen, 
über die ein entsprechender Beleg auszustellen ist.  

Der auszustellende Beleg hat folgende 
5 Mindestangaben zu enthalten: 

	 Name des Vermieters

	 Fortlaufende Nummer

	 Tag der Belegausstellung

	 Umfang der erbrachten Leistung z.B. 7 Nächtigungen 
für 2 Personen, Endreinigung, Ortstaxe etc. 

	 Betrag der Barzahlung

Registrierkassenpflicht
Privatzimmervermieter und nicht gewerbliche Appar-
tementvermieter sind von der Registrierkassenpflicht 
befreit. Laut derzeit vorliegenden Erlässen des Bundes-
ministeriums für Finanzen ist jedoch die Privatzimmer-
vermietung im Rahmen einer Land- und Forstwirtschaft 
(auch Urlaub auf dem Bauernhof) bei Überschreiten 
der Umsatzgrenzen registrierkassenpflichtig.  

StB. Hermann Gandler

Neuerungen für Privatzimmer- 
und Appartementvermieter ab 01.01.2016

Mit 01.01.2016 wird die Kapitalertragsteuer auf die Ausschüttung aus einer GmbH von der-
zeit 25 % auf 27,5 % erhöht. Wenn eine Ausschüttung für Anfang 2016 geplant ist, könnte 
durch ein Vorziehen der Ausschüttung in das Jahr 2015 Kapitalertragsteuer gespart werden.
Aufgrund der steuerlichen Änderungen bei Gewinnausschüttungen steigt daher bei Kapi-
talgesellschaften ab dem Jahr 2016 die Gesamtsteuerbelastung (bei Vollausschüttung) von 
derzeit 43,75 % auf 45,63 %.

Tipp von Christine Kaserer 

Erhöhung 
der Kapitalertragsteuer 
ab 01.01.2016

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Betriebsveranstaltungen, wie z.B. Weihnachtsfeiern, sind bis zu € 365,00 pro Arbeitnehmer 
und Jahr lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. 
Geschenke sind innerhalb eines Freibetrages von € 186,00 jährlich lohnsteuer- und sozial-
versicherungsfrei. Bargeschenke sind allerdings immer steuerpflichtig.

Tipp von Mag. Julian Holleis 

Ertragsteuerfreie 
(Weihnachts-)Geschenke 
und Feiern für Mitarbeiter

Grundsätzlich setzt das Steuerrecht zivilrechtliches 
Eigentum an einer Sache voraus, damit der Steuer-
pflichtige allfällige steuerliche Kosten aus der Nutzung 
im Rahmen der Einkünfteermittlung verwerten kann. 
Im Regelfall geht es dabei um die geltend zu machende 
Abschreibung, welche den Wertverzehr des Gegen-
standes aufgrund der wirtschaftlichen Nutzung wider-
spiegelt. Diese Abschreibung steht normalerweise nur 
dem zivilrechtlichen Eigentümer zu.

Steht ein Wirtschaftsgut nicht im zivilrechtlichen Eigen-
tum einer Person, dann kann die steuerliche Abschrei-
bung nur geltend gemacht werden, wenn der Nutzer 
wirtschaftliches Eigentum an der Sache nachweisen 
kann. Kennzeichnend für wirtschaftliches Eigentum ist, 
dass der zivilrechtliche Eigentümer im Normalfall für 
den Zeitraum der gewöhnlichen Nutzungsdauer über das 
gegenständliche Wirtschaftsgut nicht verfügen kann. Ist 
wirtschaftliches Eigentum gegeben, wird das Wirtschafts-
gut bilanziell dem wirtschaftlichen Eigentümer zugerech-
net und es steht ihm die steuerliche Abschreibung zu.

In dem Erkenntnis vom 28.05.2015, 2013/15/0135 tritt der 
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) dem lockeren Umgang 
mit wirtschaftlichem Eigentum konsequent entgegen. 
Aus Sicht des VwGH müssten insbesondere die Chance 

der Wertsteigerung und das Risiko der Wertminderung 
des Wirtschaftsgutes einem anderen als dem zivilrecht-
lichen Eigentümer zukommen. Die Einräumung eines 
Belastungs- und Veräußerungsverbotes zugunsten eines 
Fruchtnießers vermag noch kein vom zivilrechtlichen 
Eigentum abweichendes wirtschaftliches Eigentum an 
einem Wirtschaftsgut zu begründen. Das Belastungs- 
und Veräußerungsverbot stellt zwar eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Befugnisse des zivilrechtlichen 
Eigentümers dar, räumt aber dem Berechtigten nicht die 
Möglichkeit ein, mit der Liegenschaft einem Eigentümer 
gleich schalten und walten zu können. Nur wenn ein 
anderer als der zivilrechtliche Eigentümer sowohl die po-
sitiven Befugnisse des Eigentums (Gebrauch, Verbrauch, 
Veränderung, Belastung, Veräußerung) als auch die nega-
tiven Inhalte des Eigentumsrechtes (Ausschluss Dritter 
von der Einwirkung auf die Sache, auch gegenüber dem 
zivilrechtlichen Eigentümer!) ausüben kann, begründet 
er wirtschaftliches Eigentum.

Wirtschaftlicher Eigentümer einer Sache ist somit grund-
sätzlich derjenige, der auf Dauer – das ist auf die Zeit der 
möglichen Nutzung – die tatsächliche Herrschaftsmacht 
auszuüben in der Lage und imstande ist, andere von der 
Verfügungsgewalt und Nutzung auszuschließen.

StB. Mag. Julian Holleis

Strenge Auslegung des Begriffes „wirtschaftliches 
Eigentum“ durch den Verwaltungsgerichtshof
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Land- und Forstwirte: 
Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht

Vollpauschalierte Land- und Forstwirte, die den Ge-
winn mittels Vollpauschalierung ermitteln und deren 
Umsätze nach § 22 UStG 1994, also ohne Option zur 
Regelbesteuerung, besteuert werden betrifft weder die 
Registrierkassenpflicht, noch die Einzelaufzeichnungs- 
und Belegerteilungspflicht.

Wird umsatzsteuerlich die Regelbesteuerungsoption 
in Anspruch genommen, so müssen auch einkom-
mensteuerlich pauschalierte Land- und Forstwirte die 
Umsätze einzeln aufzeichnen und einen Beleg erteilen.

Wird der Gewinn mittels Teilpauschalierung ermittelt, 
besteht jedenfalls Einzelaufzeichnungs-, Beleger-
teilungs- und Registrierkassenpflicht. Nur wenn die 
Gesamtumsätze unter € 15.000,– und die Barumsätze 
unter € 7.500,– liegen besteht auch für diese Einkünfte 
keine Registrierkassenpflicht.

Das heißt, dass alle Landwirte, die teilpauschalierte 
Einkünfte im Rahmen des Nebenerwerbes erzielen 
möglicherweise von der Registrierkassenpflicht 
betroffen sind. Dies betrifft vor allem die Zimmerver-

mietung, Almausschank, Einkünfte aus Be- und Verar-
beitung, Direktvermarktung und auch die betriebliche 
Nachbarschaftshilfe sowie Maschinendienstleistun-
gen, sofern die Umsätze bar getätigt werden.

Zur Ermittlung der Umsatzgrenze von € 15.000,– ist es zuläs-
sig, den 1,5fachen EHW als Anteil für die vollpauschalierten 
Umsätze heranzuziehen. Zusätzlich müssen noch sämtliche 
Umsätze aus dem Nebenerwerb dazugezählt werden. Bleibt 
man unter den € 15.000,– so besteht keine Registrierkassen-
pflicht. Überschreitet man jedoch die Umsatzgrenze ist zu 
kontrollieren, ob auch die Barumsätze den Betrag von  
€ 7.500,– überschreiten. Hier zählen nur die Barumsätze aus 
dem Nebenerwerb. Wenn dieser nicht überschritten wird, 
besteht auch in diesem Fall keine Registrierkassenpflicht.  
Es müssen also beide Grenzen überschritten werden. 

Eine Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht 
bei Bargeschäften besteht für die Einkünfte aus Neben-
erwerb aber auf jeden Fall.

Manuela Rainer

Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten bis € 400,00 betragen, können steuerlich im 
Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden. Eine Absetzung für Abnutzung (AfA) kann 
erst ab Inbetriebnahme des jeweiligen Wirtschaftsgutes geltend gemacht werden. 

Erfolgt die Inbetriebnahme des neu angeschafften Wirtschaftsgutes noch kurzfristig bis zum 
31.12.2015 und liegen die Anschaffungskosten über € 400,00, steht eine Halbjahres-AfA zu.

Tipp von Bettina Wechselberger 

Erwerb von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern bzw. 
Halbjahresabschreibung

Mit der neuen Pauschalierungsverordnung (LuF-PauschVO), die mit 
01.01.2015 in Kraft getreten ist, wurden die Grenzen für die landwirt-
schaftliche Vollpauschalierung geändert. Es gibt nicht mehr nur die 
Einheitswertgrenze, sondern es wurden noch Flächengrenzen sowie 
Vieheinheitengrenzen eingeführt.

Hier ein Überblick über die neuen Grenzen für die 
Vollpauschalierung:
1.	 Einheitswertgrenze: < € 75.000,–
2.	 Flächengrenze: selbstbewirtschaftete, reduzierte 
	 landwirtschaftliche Nutzfläche RLN < 60 ha
3.	 Vieheinheitengrenze: < 120 Vieheinheiten (VE) 

Die Umsatzgrenze an zwei aufeinanderfolgenden Jah-
ren von € 400.000,– darf ebenfalls nicht überschritten 
werden, denn ansonsten wäre die Pauschalierungsver-
ordnung grundsätzlich hinfällig.

Einheitswertgrenze:
Wenn im vorangegangenen Wirtschaftsjahr der Ein-
heitswert der selbstbewirtschafteten Fläche über  
€ 75.000,– liegt, so ist die Vollpauschalierung nicht mehr 
anwendbar. Dies gilt bereits für das WJ 2015. Erhöht 
sich der EHW aufgrund von Zukäufen, Zupachtungen 
oder Nutzungsübernahmen im laufenden Jahr über die 
€ 75.000,–, so ist ab dem Folgejahr die Vollpauschalie-
rung nicht mehr möglich. Im Gegenzug gilt auch, wenn 
durch Verkäufe, Verpachtungen oder Nutzungsüberlas-
sungen der EHW unter € 75.000,– sinkt, so ist ab dem 
Folgejahr die Vollpauschalierung möglich.

Flächengrenze:
Von der Flächengrenze sind nur landwirtschaftlich 
genutzte Flächen betroffen, daher müssen z.B. forst-
wirtschaftliche Flächen oder Weinbauflächen nicht 
in die Berechnung zur Flächenermittlung einbezogen 
werden. Obstbaulich genutzte Flächen zählen hinge-
gen schon zu den landwirtschaftlichen Flächen. Da 
nicht alle Flächen die gleiche Ertragsfähigkeit haben, 
werden solche mit eingeschränkter Ertragskraft auch 
nur in einem reduziertem Ausmaß berücksichtigt. 
Daher wird die maßgebliche Fläche auch „reduzierte 
landwirtschaftliche Nutzfläche“ (RLN) genannt. Alp-

flächen und Bergmähder sind mit einem Fünftel der 
Fläche zu berücksichtigen, Hutweiden und Streuwie-
sen mit einem Drittel der tatsächlichen Fläche. Insge-
samt darf die RLN 60 ha nicht überschreiten, ansons-
ten ist die Vollpauschalierung nicht mehr anwendbar.

Vieheinheitengrenze:
Wenn die Grenze von 120 VE nachhaltig überschritten 
wird, so ist ab dem Folgejahr die Vollpauschalierung 
nicht mehr anwendbar. Die VE werden nach dem 
Vieheinheitenschlüssel gem. § 30 Abs. 7 BewG ermit-
telt, wobei für die Berechnung der maßgeblichen VE 
die Jahresproduktion bzw. der Bestand als Grundlage 
heranzuziehen ist. 

Zur Feststellung der Jahresproduktion wird die durch-
schnittliche Produktion der letzten 3 Jahre herangezo-
gen. Die Jahresproduktion umfasst die Summe der im 
Jahr erzeugten Tiere, bei Masttieren zählt die Summe 
der verkauften sowie für den Privatgebrauch ver-
wendeten Tiere. Ebenso wird für den Jahresbestand 
der durchschnittliche Bestand der letzten 3 Jahre als 
Grundlage verwendet. 

Wenn man glaubhaft machen kann, dass die VE-
Grenze nur vorübergehend überschritten wurde, kann 
man auf Antrag die Vollpauschalierung beibehalten. 
Es zählen alle Tiere die sich im Eigentum des Steuer-
pflichtigen befinden, sowie jene die ihm zur Nutzung 
überlassen wurden. Das bedeutet, dass auch Pensi-
onstiere oder Tiere für die die Lohnmast übernommen 
wurde für die VE-Grenze berücksichtigt werden. 

Lediglich Zinsvieh, also Vieh das auf einer Fremdalm 
gegen Entgelt gealpt wird, zählt bei der Zurechnung 
zum Eigentümer nicht zum Almbewirtschafter. 

Manuela Rainer

Grenzen der Land- und Forstwirtschaftlichen 
Vollpauschalierung 2015
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